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Leitsätze 

1. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nachprüfungsbefugnisse der Kommission — 
Befugnis, Einsicht in Geschäftsunterlagen zu verlangen — Begriff der „Geschäftsunter­
lagen"— Schriftverkehr zwischen Anwalt und Mandant —- Einbeziehung — Voraus­
setzungen 

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14) 

2. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nachprüfungsbefugnisse der Kommission — 
Befugnis, Einsicht in die Unterlagen zu verlangen, deren Offenlegung sie fur erforde\-
lich hält — Befugnis, darüber zu entscheiden, ob Einsicht in ein Schriftstück gewährt 
werden muß 

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14) 

3. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nachprüfungsbefugnisse der Kommission — 
Befugnis, Einsicht in einen Schriftwechsel zwischen Anwalt und Mandant zu verÍQu<-. 
gen — Grenzen — Schutz der Vertraulichkeit eines solchen Schriftwechsels 

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14) 

4. Wettbewerb — Verwaltungsverfahren — Nachprüfungsbefugnisse der Kommission «— 
Weigerung des Unternehmens, Einsicht in einen Schriftwechsel mit seinem Anwalt zu 
gewähren, unter Berufung auf die Vertraulichkeit dieses Schriftwechsels — Befugnisse 
der Kommission 

(Verordnung Nr. 17 des Rates, Artikel 14) 

1 — Verfahrenssprache: Englisch. 
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1. Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 17 ermächtigt die Kommission, 
im Rahmen einer Nachprüfung bei 
einem Unternehmen Einsicht in die 
„Geschäftsunterlagen", das heißt die 
Unterlagen zu verlangen, die sich auf 
die Tätigkeit des Unternehmens auf 
dem Markt, vor allem was die Beach­
tung der Wettbewerbsregeln anbe­
langt, beziehen. Soweit der Schrift­
wechsel zwischen Anwalt und Man­
dant eine derartige Tätigkeit zum Ge­
genstand hat, gehört er zu diesen Un­
terlagen. 

2. Da die Kommission gemäß Artikel 14 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 17 die 
Vorlage der Schriftstücke verlangen 
kann, deren Offenlegung sie für „er­
forderlich" hält, um einen Verstoß 
gegen die Wettbewerbsregeln des 
Vertrages ermitteln zu können, ist es 
grundsätzlich Sache der Kommission 
selbst und nicht des betroffenen Un­
ternehmens oder eines Dritten, 
darüber zu entscheiden, ob der Kom­
mission ein Schriftstück vorzulegen 
ist. 

3. In den nationalen Rechtsordnungen 
der Mitgliedstaaten wird die Vertrau­
lichkeit des Schriftverkehrs zwischen 
Anwalt und Mandant unter vergleich­
baren Voraussetzungen geschützt, 
wenn der Schriftwechsel zum einen 
im Rahmen und im Interesse des 
Rechts des Mandanten auf Verteidi­
gung geführt wird und zum anderen 
von unabhängigen Rechtsanwälten, 
das heißt von Anwälten ausgeht, die 
nicht durch einen Dienstvertrag an 
den Mandanten gebunden sind. In 
diesen Zusammenhang gestellt ist die 
Verordnung Nr. 17 dahin auszulegen, 
daß sie ebenfalls die Vertraulichkeit 
des Schriftverkehrs zwischen Anwalt 
und Mandant unter diesen beiden 
Voraussetzungen schützt und somit 
die den Rechtsordnungen der Mit­

gliedstaaten gemeinsamen Elemente 
dieses Schutzes aufgreift. Soll dieser 
Schutz wirksam sein, so muß er sich 
ipso jure auf den gesamten Schrift­
wechsel beziehen, der nach Eröffnung 
des Verwaltungsverfahrens gemäß der 
Verordnung Nr. 17, das eine Ent­
scheidung über die Anwendung der 
Artikel 85 und 86 des Vertrages oder 
über die Verhängung einer Geldstrafe 
gegen das Unternehmen zur Folge 
haben kann, geführt worden ist. Es 
muß aber auch möglich sein, ihn auf 
den früheren Schriftwechsel auszu­
dehnen, der mit dem Gegenstand die­
ses Verfahrens im Zusammenhang 
steht. Der auf diese Weise gewährte 
Schutz muß ohne Unterschied allen 
Rechtsanwälten zukommen, die in 
einem Mitgliedstaat zugelassen sind, 
unabhängig davon, in welchem Mit­
gliedstaat sich der Mandant aufhält. 

Der Grundsatz der Vertraulichkeit 
kann den Mandanten eines Rechtsan­
walts jedoch nicht daran hindern, den 
zwischen ihnen geführten Schriftver­
kehr offenzulegen, wenn er dies für 
zweckmäßig hält. 

4. Rechtsstreitigkeiten über den Schutz 
eines vertraulichen Schriftwechsels 
zwischen Anwalt und Mandant wir­
ken sich auf die Bedingungen aus, un­
ter denen die Kommission auf einem 
für das Funktionieren des Gemeinsa­
men Marktes so wesentlichen Gebiet, 
wie es die Beachtung der Wett­
bewerbsregeln darstellt, vorgehen 
kann. Deshalb muß die Entscheidung 
derartiger Streitigkeiten auf Gemein­
schaftsebene gesucht werden. Weigert 
sich daher ein Unternehmen, bei dem 
eine Nachprüfung gemäß Artikel 14 
der Verordnung Nr. 17 durchgeführt 
wird, unter Berufung auf den Schutz 
der Vertraulichkeit, Einsicht in den 
mit seinem Anwalt geführten Schrift­
verkehr zu gewähren, der sich unter 
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den von der Kommission verlangten 
Geschäftsunterlagen befindet, und 
hält die Kommission den Beweis der 
Vertraulichkeit dieser Unterlagen für 
nicht erbracht, so ist es Sache der 
Kommission, gemäß Artikel 14 Absatz 
3 der Verordnung Nr. 17 die Vorle­
gung des streitigen Schriftwechsels 
anzuordnen und, wenn nötig, gegen 
das Unternehmen eine Geldbuße oder 

ein Zwangsgeld nach derselben Ver­
ordnung festzusetzen, wenn das Un­
ternehmen sich weigert, entweder von 
der Kommission für erforderlich ge­
haltene zusätzliche Beweismittel zur 
Feststellung der Vertraulichkeit der 
Unterlagen zu liefern oder Einsicht in 
den nach Auffassung der Kommission 
keinen Rechtsschutz genießenden 
Schriftverkehr zu gewähren. 
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